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Polizei verhinderte Hartz-IV-Protest
Demdnstranten am Brandenburger Tor forderten höhere Regetsätze / Anhörung im Bundestag

Rund 150 Demonstranten nehrerer
soliaLer Aktionsbündnisse haben im
Montag vor dern Erand€nbüryer lor in
Bedin rür höhere Hartz{V-R€gelsätze
demonshied. Anla55 war eine Anhö-
rungi Eundest.g !o dem Thema.

Berlin (dpa/epd^D). Elne ge'
plante Altion der Demonstanten
vor dem Brandenburger Tor, bei
der Farbbeu,€l auf Plakate von
Politikern geworfen werden sol-
ten, wurde von der Polizei ver'
hindert- Dje Beamten besch)ag-
nahmten die Fotos, da die A.ktion
den Shaftaöestand der Beleidi'
$lng erfijlh hätte, säg1e ejne Poli-
zist. >Zielscheibe< solten der
ehemalige Arbeilsminisbr WolI'
gang Clement (sPD), der damaüge
VwPersonalvorstand und Hartz'
Iv-Namensgeber Pet€r Hanz und
der derzeitige Bundesarbeitsmi-
nisrer olaf Scholz (SPD) sein.
V€ranstalter der Demonslration
waren A.klionsbilndnisse aus Ber-
lin, Brandenblrg, Sachsen und
Sachsen-Anhalt.

Peter Crottian vom Sozialfonmr
Berlin bezeichnete die Anhönrng
im Bund€stag als >eine Farce<,
da fiir sie lediglich eine Stunde
angesetzt sei. >In dieser Zeit
kann das Thema nicht vemünftig
erörtert werden.< Die Beschlag'
nahme der Poltilerfotos b€werte_

te er als ejnen >massiven Eingrifl
in das Demonstsationsrecht<.
Groftian bedaüerre ädem die ge-
ringe Beteiligung an der Veran'
staltug.

Die stelllertretende DCB-Vorsit-
zende von Berlin'Brandenburg,
Doro Zinke, schloss sich der For-
derung der Dienstleistungsge-
werkschafr ver.di an, die Regel'
leistungen Iür Arbeitslosengeld-ll-
Empfünger lon derzeit 347 auf
420 Eriro im Monat zu erhöhen.
Die Berechnmg der Regelsätze
müsse sich den realen Verhältnis'
s€n anpassen, wie et\Ä'a den g6-
stiegenen Preisen für labensmit-
tel und Heizkoslen. Unabhängig
davon werd€n die Regelsätze zum
1. Juh für Alleinslehende aui 351
Euro erhöht. Der Zuschlag von
gul 1,1 Prozent eryibt sich aus
dem Beschluss des Bundeskabi'
netts zü Rent€nanpassung. Die
Leistung für Partner von ALGII-
Empfängorn soll entsprcchend auf
316 EUIo angehob€n werden.

Der DGB verlangte anlässlich
der Anhönmg ein transparentes
Verfahren zur Bestimmung der
Regehaue. Es müsse eine Exper-
bnkommission eingesetzt w€rden
und der Bundestag anhand ihrer
Vorschläge €ntscheiden, forderte
der cewerlschafLsbund. Es könne
nicht sein, dass Ministeialbeamte

hinter verschlossenen Türcn über
die Grundsichermg fijr Millionen
lon Menschen entschieden.

Der Sozialverband Deutschlands
fordeie eine grundlegende Nei'
ber€chnung der Regelsätze, da
diese das Biislenzmhimum nicht
d€ckten und deshalb unbedingt
erhöht weden müssten. Dabei
müsse die Preisentwicklung zeit-
nah berücksichtjgt werden. Der
Deutsche Cadtasverband mahnte
höhore Hartz-Iv-Reg€lsät?e fijr
Kinder an. Carilas'Präsident Pet€r
Neher sagte, di€ Sozialhilfe lijr
Kinder müsse sich a.n ihren Be-
dürfiiss€n orientieren. In d€r
Wachstumsphase brauchten Kin-
der mehr Kleidung, sie benötgten
gesundes Essen, Schrilsachen und
mitssten die Chanc€ haben, Spon
zu machen oder ein Musikinstru-

LINKEN-Parteivize Katja Kip-
ping forderte eine Erhöhung der
Regelsätze liir Kinder und ebenso
flir Erwachsene. >Der llartzlv-
Regelsatz für Eri'achsen€ müss
umgehend auf 435 Euro angeho-
ben( werden, erklärte sie. Die Be-
träge für Kjnder und Jugendliche
müssten grundlegend überprüft
md ebenfalls erhöht werden.

Arbeitsminister Scholz fest im Giff
der Pol izei  Folo: dpa/Gabben


